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HIER Beanstandungen gem. § 16 Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz

am 27. Mai 2021 habe ich bei der Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt (GDWS) 

eine Kontrolle gemäß § 36a Abs. 2 und 3 Sicherheitsüberprüfungsgesetz (SÜG) i.V.m. § 36 

SÜG, § 16 Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) zum Umgang mit personenbezogenen 

Daten im Rahmen von Sicherheitsüberprüfungen durchgeführt. 

Gegenstand meiner Kontrolle war die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmun-

gen des SÜG und des BDSG bei der Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten 

im Rahmen der von der GDWS als zuständige Stelle durchgeführten Sicherheitsüberprü-

fungen. 

Aufgrund der Corona-Pandemie führte ich die Kontrolle im schriftlichen Verfahren durch. 

Ihrem Geheimschutzbeauftragten (GHB) wurde im Vorfeld ein Fragenkatalog zur Beant-

wortung übersandt. Die Antworten sowie eine Einsichtnahme in die Sicherheitsakten bil-

deten die Grundlage der durchgeführten Prüfung. Auf ein Einführungs- und Abschlussge-

spräch habe ich verzichtet.

Ich danke Ihnen für die meinen Mitarbeitenden gewährte Unterstützung, insbesondere für 

das Bereitstellen der Sicherheitsakten zur Durchsicht in meinem Dienstgebäude.

I. Wesentliches Ergebnis der Kontrolle:

Die Kontrolle ergab, dass nicht alle Verarbeitungen mit den datenschutzrechtlichen Anfor-

derungen in Einklang stehen. 

Ich spreche daher für die nachfolgenden Datenschutzverstöße Beanstandungen ge-

mäß § 16 Abs. 2 Satz 1 BDSG aus:

1. In 62 Fällen hat die GDWS gegen § 18 Abs. 1 SÜG verstoßen, da Bearbeitungs- und 

Verfahrensschritte nicht ausreichend dokumentiert wurden und die Sicherheitsak-

ten nicht alle erforderlichen Informationen enthalten. Für die Berechnung von Ver-

nichtungs- und Löschfristen muss in der Sicherheitsakte zweifelsfrei dokumentiert 

sein, wann eine Beschäftigte oder ein Beschäftigter aus der sicherheitsempfindli-

chen Tätigkeit ausgeschieden ist oder wann bekannt wurde, dass sie oder er diese 

nicht aufnehmen wird. Vernichtungs- und Löschfristen sind zwingend zu berechnen 

und zu überwachen, damit eine fristgerechte Vernichtung der Sicherheitsakte bzw.
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leistet werden kann.

2. In denselben 62 Fällen hat die GDWS gegen § 19 Abs. 2 SÜG verstoßen, da Vernich-

tungs- und Löschfristen nicht eingehalten wurden. 

Daneben habe ich bei der Prüfung der Sicherheitsakten einzelfallbezogene Datenschutz-

verstöße festgestellt. Diese betreffen sowohl die Inhalte der Sicherheitsakten als auch die 

Organisation der Verfahrensbearbeitung und Dokumentation von Sicherheitsüberprüfun-

gen. 

Sofern nicht zugesagt wird, in angemessener Frist entsprechende Abhilfemaßnahmen zu 

treffen, behalte ich mir auch diesbezüglich den Erlass weiterer Beanstandungen vor:

3. Sofern ein Sicherheitsüberprüfungsverfahren eingeleitet worden ist, muss es ohne 

anlasslose Verzögerungen bearbeitet werden. Die Gründe für eine Verzögerung sind 

in der Sicherheitsakte zu vermerken.

4. Bevor Dokumente/Urkunden zur Akte genommen werden, die nicht ausdrücklich in 

§ 18 Abs. 1 und 2 SÜG aufgelistet sind, ist stets einzelfallbezogen zu prüfen, ob die 

Informationen durch einen Vermerk in der Sicherheitsakte ausreichend dokumen-

tiert werden können oder ausnahmsweise die Aufnahme der Dokumente/Urkunden 

selbst erforderlich ist. Im letzteren Fall ist zu dokumentieren, in welchem Sachzu-

sammenhang die Dokumente/Urkunden in der Akte vorgehalten werden.

5. Die Wiedervorlagefristen zur Prüfung einer Löschung sind in der papiergebundenen 

Akte zu vermerken. Die Wiedervorlagen sind wie vorgesehen abzuarbeiten.

6. Die Nachberichte über vernichtete Sicherheitsakten sind umgehend zu vernichten 

und in Zukunft nicht mehr aufzubewahren. 

7. Ein regelmäßiger Informationsfluss im Sinne des § 15a SÜG ist seitens der perso-

nalverwaltenden Stelle künftig zwingend sicherzustellen.

II. Sachverhalt

Am 27. Mai 2021 wurden vom GHB der GDWS 96 Sicherheitsakten zur Kontrolle übergeben. 

Dabei handelte es sich um alle beim GHB geführten Sicherheitsakten. Widersprüche gegen 

die Einsichtnahme des BfDI gem. § 36a Abs. 2 SÜG gab es keine. 
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Der GHB nimmt die ihm obliegenden Aufgaben alleine wahr. Er hat keine Stellvertretung.  

2. Fehlende Unterrichtung durch die personalverwaltende Stelle 

Es erfolgt kein Informationsfluss durch die personalverwaltende Stelle an den GHB. Insbe-

sondere wird der GHB nicht über einen Wechsel der Tätigkeit der sicherheitsüberprüften 

Beschäftigten oder deren Ausscheiden aus solcher unterrichtet. 

3. Auffälligkeiten im Antragsverfahren

Die Antragsverfahren mit den Az.: , ,  

und wurden seit Unterzeichnung der Sicherheitserklärungen im Dezem-

ber 2020/Januar 2021 nicht weiterbetrieben. Eine Weiterleitung der Anträge an das Bun-

desamt für Verfassungsschutz (BfV) erfolgte nicht. Den Akten ist nicht zu entnehmen, was 

der Grund für die verzögerte Bearbeitung der jeweiligen Verfahren ist. 

In der Sicherheitsakte mit dem Az.: wurde die Sicherheitserklärung mit Da-

tum vom 07.01.2020 unterzeichnet. Dies ist der letzte erkennbare Arbeitsstand.

4. Sicherheitsakten des Bestandspersonals

Die Akte Az.: enthielt eine erweiterte Meldebescheinigung. Eine Be-

gründung für die Aufnahme dieses Dokumentes war in der Akte nicht zu finden. 

In den Akten Az.: und befand sich jeweils eine Ko-

pie des Bundespersonalausweises der betroffenen Person. Auch hier war nicht ersichtlich, 

weshalb die Aufnahme des Dokumentes in die Akten erfolgt ist.

In der Akte Az.: wurde der Ausdruck eines Internetartikels über eine der 

angegebenen Referenzpersonen zur Akte der betroffenen Person genommen. Ein Vermerk 

oder eine sonstige Erklärung bezüglich der Aufnahme dieses Dokumentes war nicht vor-

handen. 

Das Verfahren mit den Az.: wurde seit 2019 nicht weiterbetrieben. 

Die Sicherheitsüberprüfung wurde abgeschlossen. Ob die betroffene Person jedoch tat-

sächlich eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit aufgenommen hat, ist unklar.
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Von den 96 überreichten Sicherheitsakten waren 62 gekennzeichnet als zur Vernichtung 

vorgesehen. Bei allen zur Vernichtung vorgesehenen Akten konnte das gesetzte Vernich-

tungsdatum nicht nachvollzogen werden. Keine der Akten enthielt die notwendigen In-

formationen, um die gesetzlich vorgegebenen Vernichtungsfristen zu bestimmen. 

6. Nachberichte über vernichtete Sicherheitsakten

Unter den überreichten Unterlagen befand sich auch ein Aktenordner, in dem Nachberich-

te über bereits vernichtete Sicherheitsakten aufbewahrt werden. Die einzelnen Dokumen-

te beinhalten neben dem Vernichtungsdatum der Akte personenbezogene Daten der be-

troffenen Personen. 

7. Kein Wiedervorlagesystem

Weder in den Sicherheitsakten noch in der vom GHB geführten Excel-Tabelle wurden Wie-

dervorlagen verfügt. Die Nachfrage beim GHB ergab, dass kein System für Wiedervorlagen 

existiert. 

III. Rechtliche Bewertung

Als Bundesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) bin ich 

nach § 36a Abs. 2 und 3, § 36 SÜG für die Kontrolle der Einhaltung der datenschutzrechtli-

chen Vorgaben durch die öffentlichen Stellen bei der Durchführung dieses Gesetzes zu-

ständig.

Nach § 36 Abs. 1 SÜG i.V.m. § 16 Absatz 2 Satz 1 BDSG bin ich befugt, Verstöße gegen das 

BDSG oder gegen andere Datenschutzvorschriften oder sonstige Mängel bei der Verarbei-

tung oder Nutzung personenbezogener Daten gegenüber der zuständigen obersten Bun-

desbehörde zu beanstanden.

Diese Voraussetzungen sind nach meinen Feststellungen hier erfüllt.

1. Personelle Organisation des Geheimschutzes

Gemäß § 3a Abs. 1 Satz 1 SÜG soll die zuständige Stelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben einen 

GHB sowie eine zur Vertretung berechtigte Person bestellen. Die aktuelle Prüfung hat ins-

besondere anhand der Nichteinhaltung der Vernichtungsfristen und des fehlenden Wei-
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umfangreichen Aufgaben im personellen Geheimschutz nicht allein durch den GHB erfol-

gen kann. Daher begrüße ich die Planung, eine weitere Stelle zur Unterstützung des GHB 

zu besetzen. Darüber hinaus empfehle ich jedoch dringend die Bestellung einer Stellver-

tretung des GHB.

2. Fehlende Unterrichtung durch die personalverwaltende Stelle 

Gemäß § 15a SÜG bestehen für die personalverwaltende Stelle Unterrichtungspflichten, 

welche insbesondere die Umsetzung, Abordnung, Versetzung sowie das Ausscheiden der 

betroffenen Person aus dem Dienst umfassen. Die AVV-SÜG zu § 15a führt hier konkretisie-

rend aus, dass die Verpflichtung zur Unterrichtung vom Zeitpunkt der Einleitung einer Si-

cherheitsüberprüfung bis zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus der sicherheitsempfindli-

chen Tätigkeit der betroffenen Person besteht. Die personalverwaltende Stelle hat in den 

in § 15a SÜG aufgeführten Fällen des Ausscheidens und der Nichtaufnahme der sicher-

heitsempfindlichen Tätigkeit unverzüglich den oder die GHB darüber zu informieren. 

Ebenso besteht seitens der personalverwaltenden Stelle auch die Pflicht die oder den GHB 

bei einem Wechsel der Tätigkeit eines Betroffenen innerhalb der Dienststelle unverzüglich 

zu unterrichten. Diese Pflicht darf die personalverwaltende Stelle nicht auf Fachvorgesetz-

te oder die betroffene Person delegieren.

Die Mitteilung über den Zeitpunkt des Ausscheidens bzw. der Nichtaufnahme der sicher-

heitsempfindlichen Tätigkeit einer betroffenen Person ist für die Einhaltung der Fristen zur 

Vernichtung der Unterlagen nach § 19 SÜG und zur Löschung der Daten nach § 22 SÜG 

maßgeblich. Ein zügiger Informationsfluss im Sinne des § 15a SÜG ist seitens der personal-

verwaltenden Stelle künftig zwingend sicherzustellen.

3. Auffälligkeiten im Antragsverfahren

Unzulässig ist es, wenn Verfahren ohne ersichtlichen Grund auf unbestimmte Zeit nicht 

weiter betrieben werden. Bei den geprüften Antragsverfahren ist trotz des Eingangs der 

ausgefüllten Sicherheitserklärungen nichts weiter unternommen worden. Das Vorliegen 

der höchstpersönlichen Daten in den Sicherheitsakten erfordert zwingend eine weitere 

Bearbeitung der Verfahren, damit festgestellt werden kann, ob diese Daten einer weiteren 

Vorhaltung bedürfen. Hier ist daher umgehend der Sachstand aufzuklären und ein ent-

sprechender Vermerk zur jeweiligen Sicherheitsakte zu nehmen.

Es muss sich zwingend aus der einzelnen Sicherheitsakte ergeben, wie der aktuelle Verfah-

rensstand ist. Ansonsten besteht die Gefahr, dass die in §§ 19 Abs. 2 und 22 Abs. 2 SÜG ge-
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nämlich niemals einsetzen, wenn die Akten ohne jeglichen Vermerk nicht weiter bearbeitet 

werden. Die betroffene Person könnte zwischenzeitlich gar nicht mehr für eine sicher-

heitsempfindliche Tätigkeit vorgesehen sein, ihre Akte würde jedoch dauerhaft weiter vor-

gehalten werden. Hier ist durch ein geeignetes Wiedervorlagesystem sicherzustellen, dass 

nicht die Gefahr besteht, dass Akten „in Vergessenheit geraten“. 

4. Sicherheitsakten des Bestandspersonals 

a. Unzulässige Dokumente 

Die Aufnahme der unter I. 4. aufgeführten Dokumente in die Akten Az.: , 

Az.: , und Az.: bewerte ich wie folgt.

- Erweiterte Meldebescheinigung (Az.: )

Gemäß § 18 Abs. 2 SÜG sind Informationen über die persönlichen, dienstlichen und ar-

beitsrechtlichen Verhältnisse der Personen, die mit einer sicherheitsempfindlichen Tätig-

keit befasst sind, zur Sicherheitsakte zu nehmen, soweit sie für die sicherheitsmäßige Be-

urteilung erheblich sind. § 18 Abs. 2 SÜG führt Beispiele für einschlägige Informationen 

auf. Zwar ist diese Aufzählung nicht abschließend, jedoch erfordert die Aufnahme von Do-

kumenten/Urkunden in die Akte, die nicht ausdrücklich in § 18 Abs. 2 Nr. 1 bis 6. SÜG auf-

gelistet sind, stets eine Einzelfallprüfung dahingehend, ob die Aufnahme der darin enthal-

tenen personenbezogenen Daten in Form eines Vermerks ausreicht oder ausnahmsweise 

die Aufnahme der Dokumente/Urkunden selbst erforderlich ist. Im letzteren Fall ist zu do-

kumentieren, in welchem Sachzusammenhang die Dokumente/Urkunden in der Akte vor-

gehalten werden.

Eine Prüfung bzw. Dokumentation, die eine Begründung für die Aufnahme der erweiterten 

Meldebescheinigung in die Akte gibt, lag nicht vor. Somit ist davon auszugehen, dass hie-

raus keine für die Sicherheitsüberprüfung erheblichen Erkenntnisse gewonnen wurden. 

Das Dokument ist folglich aus der Akte zu entfernen. 

- Kopien von Personalausweisen (Az.: und ) 

Kopien von Bundespersonalausweisen sind im Regelfall nicht zur Akte zu nehmen. So ent-

halten diese zum einen weit mehr personenbezogene Daten als im Rahmen der Sicher-

heitsüberprüfung von der betroffenen Person anzugeben sind. Zum anderen kann ein Ab-

gleich der Unterlagen durch einmalige Vorlage des Ausweises im Original oder in Kopie
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Sofern ausnahmsweise doch, sind Angaben, die nicht im Rahmen der Sicherheitsüberprü-

fung anzugeben sind, wie etwa persönliche Merkmale wie Augenfarbe oder Größe etc., zu 

schwärzen. Ebenfalls ist die Aufnahme in die Akte zu begründen.

Mangels Begründung ist davon auszugehen, dass das Vorhalten der Personalausweisko-

pien nicht erforderlich ist. Die Kopien sind aus der Akte zu entfernen.

- Internetartikel zu einer Referenzperson (Az.: )

Die Aufnahme eines Internetartikels oder sonstiger Rechercheergebnisse zu Referenzper-

sonen in die Sicherheitsakte entbehrt jeglicher Rechtsgrundlage. Ich weise hier dringlich 

darauf hin, dass die Internetrecherche gemäß § 13 Abs. 3a SÜG grundsätzlich allein Aufga-

be der mitwirkenden Behörde und nicht der zuständigen Stelle ist. 

Der Artikel ist unverzüglich aus der Akte zu nehmen. 

b. Unklarer Verfahrensstand

In dem Verfahren mit dem Az.: ist schnellstmöglich der Sachstand auf-

zuklären. Es bedarf der Feststellung, ob die betroffene Person tatsächlich in einer sicher-

heitsempfindlichen Tätigkeit eingesetzt ist. 

5. Zur Vernichtung vorgesehene Sicherheitsakten

Vernichtungs- und Löschfristen sind zwingend gemäß der Vorschriften der §§ 19 Abs. 2 

und 22 Abs. 2 Nr. 1 SÜG zu berechnen und umzusetzen. Die Überwachung dieser Fristen ist 

nur dann hinreichend garantiert, wenn entsprechende Wiedervorlagen festgelegt werden 

und ordnungsgemäß abgearbeitet werden können. Um entsprechende Versäumnisse zu 

vermeiden, sind Aussonderungs-/Prüffristen immer in der Papierakte als Wiedervorlage zu 

vermerken. Parallel kann ein elektronisches Wiedervorlage-System verwendet werden. 

Aus der Papierakte muss zwingend hervorgehen, ab wann der Betroffene keine sicher-

heitsempfindliche Tätigkeit mehr ausübt (z.B. Eintritt in den Ruhestand, Kündigung) bzw. 

wann bekannt wurde, dass die Durchführung einer Sicherheitsüberprüfung doch nicht 

mehr erforderlich ist (z.B. Arbeitsverhältnis wird nicht aufgenommen) und woher diese 

Informationen stammen (z.B. Personalstelle, Einsatzleitung, vom Betroffenen selbst). Die-

ses Datum ist fristauslösendes Ereignis für die Berechnung der Vernichtungs- und Lösch-

fristen. Da die geprüften Akten alle keine Informationen zum Ausscheiden der betroffenen 

Personen oder der Nichtaufnahme einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit beinhalteten,
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GHB ergab jedoch, dass nach dessen Auffassung all jene Akten bereits hätten vernichtet 

sein müssen. Jedoch konnte auch der GHB mangels der notwendigen Informationen nicht 

das korrekte Vernichtungsdatum bestimmen. Seine Nachforschungen haben aber erge-

ben, dass die betroffenen Personen alle nicht mehr sicherheitsempfindliche Tätigkeiten 

ausüben. Sofern nicht bereits im Rahmen der Nachforschungen geschehen, bitte ich da-

rum, auch das BfV über die zur Vernichtung anstehenden Akten zu informieren und nach-

zufragen, ob mit den dort vorhandenen Informationen aus den Sicherheitsüberprüfungs-

akten nachträglich die exakten Vernichtungsdaten bestimmt werden können. 

Sollte die Nachfrage beim BfV erfolglos bleiben, gehe ich aufgrund der langen Zeit der 

Nichtbearbeitung der jeweiligen Akten und weil die geprüften Akten alle mindestens fünf,  

zum Großteil aber auch zehn oder gar 20 Jahre alt waren, davon aus, dass die Vernich-

tungsdaten bei allen Akten überschritten sind. 

Die betroffenen Akten sind dann unverzüglich zu vernichten. Außerdem ist entsprechend 

§ 19 Abs. 3 i.V.m. § 22 Abs. 2 Nr. 2 SÜG auf eine parallele Vernichtung beim BfV hinzuwirken.

Das Fehlen der erforderlichen Informationen für die Berechnung der Vernichtungs- und 

Löschfristen in den Sicherheitsakten verstößt gegen die Vorgaben an die Aktenführung 

nach § 18 Absatz 1 SÜG. Zugleich wurden dadurch die entsprechenden Fristen vollständig 

unterlaufen. Somit liegt auch ein Verstoß gegen die Vernichtungs- und Löschfristen nach 

§§ 19 Abs. 2 und 22 Abs. 2 Nr. 1 SÜG vor.

8. Nachberichte über vernichtete Sicherheitsakten

Mit dem Ablauf der Vernichtungs-/ Löschfristen für die Sicherheitsakte erlischt auch die 

Rechtsgrundlage für die Vorhaltung etwaiger personenbezogener Daten und Informatio-

nen der betreffenden Akte entsprechend. Eine Aufbewahrung der Nachberichte ist daher 

künftig zu unterlassen. Die vorhandenen Nachberichte sind zu vernichten. Die in den Excel-

Listen befindlichen personenbezogenen Daten sind ebenfalls mit Vernichtung der Akte zu 

löschen. 

9. Kein Wiedervorlagesystem

Die vorgefundenen Mängel im Wiedervorlageablauf haben gezeigt, dass die Vernichtungs-

fristen gem. § 19 Abs. 2 SÜG nicht hinreichend genau überwacht werden. Um der rechts-

widrigen Vorhaltung von Sicherheitsakten künftig entgegenzuwirken, ist daher darauf zu
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ten gelingt nur durch ein zuverlässiges Abarbeiten der Wiedervorlagen. 

IV. Fazit

Bei meiner Prüfung habe ich einige und auch nicht unerhebliche Mängel bei der Gewähr-

leistung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen des SÜG festgestellt. Insbesondere die 

zahlreichen Verstöße gegen die gesetzlichen Vernichtungsfristen bewerte ich als gravie-
rend. Hierbei handelt es sich augenscheinlich nicht um Einzelfälle, sondernd um einen 

strukturellen Mangel, weshalb eine Wiederholungsgefahr nicht auszuschließen ist. Auch 

die unvollständige Aktenführung hinsichtlich der erforderlichen Informationen über das 
Ausscheiden der betroffenen Personen aus der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit bzw. 

der Nichtaufnahme derselben sehe ich als erheblichen Verstoß an. Insoweit ergab die 

durchgeführte Kontrolle zwei Beanstandungen gemäß § 16 Abs. 2 BDSG.

Weiterhin habe ich bei meiner Prüfung einige Mängel festgestellt, die jedoch noch beseitigt 

werden können. Unter Vorbehalt einer Zusage, dass diese festgestellten Mängel in ange-

messener Frist beseitigt werden, sehe ich vorerst von einer Beanstandung nach § 16 Abs. 2 

BDSG ab, behalte mir diese aber ausdrücklich vor.

Ich bitte in diesem Zusammenhang ausdrücklich um 

1. unverzügliche Kontaktaufnahme mit dem BfV bezüglich der 62 zur Ver-

nichtung vorgesehenen Akten, um nach Möglichkeit die exakten Ver-

nichtungsdaten zu bestimmen, soweit noch nicht geschehen, sowie un-

verzügliche Vernichtung der Akten und Löschung der dazu gespeicher-

ten personenbezogenen Daten bei Ablauf der rekonstruierten Fristen 

oder mangelnder Rekonstruierbarkeit,

2. Beseitigung der unter I. 3.-7. festgestellten Mängel innerhalb von zwei 

Monaten nach Eingang meines Berichtes,

3. Rückmeldung, wie zukünftig sichergestellt werden soll, dass alle erfor-

derlichen Informationen zur Sicherheitsakte genommen werden (z.B. 

internes Konzept/Leitfaden ).

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird hiermit gemäß § 16 Ab-

satz 2 Satz 1 BDSG aufgefordert, 



58019/2021

Seite 11 von 11 innerhalb von vier Wochen ab Zugang dieses Berichts

Stellung zu nehmen.

V. Hinweis zur Veröffentlichung

Erlauben Sie mir abschließend noch den folgenden Hinweis: 

Der BfDI strebt ein modernes Informationsmanagement zwischen Bürger und Staat an, das 

eine Begegnung auf Augenhöhe ermöglichen soll. In Verfolgung dieses Ziels werden Kon-

trollberichte und/oder die jeweiligen Bescheide im rechtlich zulässigen Rahmen veröffent-

licht. Sofern die kontrollierte Stelle dies wünscht, wird auch deren Stellungnahme veröf-

fentlicht. Sofern der Kontrollbericht Namen einzelner natürlicher Personen enthält, wer-

den diese vor Veröffentlichung geschwärzt. Auch Aktenzeichen der geprüften Akten wer-

den vorab geschwärzt.

Sofern Sie Bedenken gegen die geplante Veröffentlichung haben, bitte ich Sie, mir diese 

innerhalb von vier Wochen ab Zugang dieses Schreibens mitzuteilen.

Über eine eventuelle Pflicht zur Herausgabe nach den Regelungen des Informationsfrei-

heitsgesetzes des Bundes ist im Einzelfall gesondert zu entscheiden.

Mit freundlichen Grüßen
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